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(Nr. 13967.) Verordnung zur Ergänzung der Zweiten Verordnung über die Durchführung der Ge⸗ 
meindefinanzverordnung vom 28. Januar 1933 Geſetzſamml. S. 12). Vom 1. Auguſt 1933. 


Auf Grund der 88 19 und 27 der Gemeindefinanzverordnung vom 2. November 1932 
(Geſetzſamml. S. 341) wird folgendes verordnet: 


n 811 a 
(1) Der 8 6 Abſ. 1 Satz 1 der Zweiten Verordnung über die Durchführung der Gemeinde⸗ 
finanzverordnung vom 28. Januar 1933 (Geſetzſamml. S. 12) erhält folgenden Zuſatz: 
; fie find Bilanzprüfer im Sinne des 8 7 Abſ. 2 der Verordnung zur Durchführung 
der Vorſchriften über die Prüfungspflicht der Wirtſchaftsbetriebe der öffentlichen 
Hand vom 30. März 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 180). 
(2) Der § 12 der Verordnung erhält folgenden Zuſatz: 
e) die Prüfung der Wirtſchaftsbetriebe der verbandsangehörigen Gemeinden 
und Gemeindeverbände nach Maßgabe der Vorſchriften im Kapitel VIII Fünfter 
Teil der Dritten Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft 
und Finanzen und zur Bekämpfung politiſcher Ausſchreitungen vom 6. Oktober 
1931 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 537) und der Verordnung zur Durchführung der Vor⸗ 
ſchriften über die Prüfungspflicht der Wirtſchaftsbetriebe der öffentlichen Hand vom 
30. März 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 180) — Betriebsprüfung —. 
(3) Zwiſchen SS 18 und 19 der Verordnung wird folgender § 18 à eingefügt: 
c Belriebsprüfung. 
8 18a. 
Der überörtliche Prüfungsverband darf die Betriebsprüfungen nur durch 
öffentlich beſtellte Wirtſchaftsprüfer vornehmen laſſen. 
8 2. 


Die Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 1. Auguſt 1933. 
Zugleich für den Finanzminiſter 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


In Vertretung: 
Grauert. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 12. September 1933.) 55 
Geſetzſammlung 1933. Nr. 13967—13973.) 


314 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 55, ausgegeben am 29. 8. 33. 


(Nr. 13968.) Verordnung über die Bildung gemeinſchaftlicher Anerbengerichte. Vom 15. Auguſt 1933. 


Auf Grund des 8 30 des Geſetzes über das Bäuerliche Erbhofrecht vom 15. Mai 1933 (Ge⸗ 
ſetzſamml. S. 165) werden gemeinſchaftliche Anerbengerichte gebildet: 


I. im Kammergerichtsbetzirk 
1. für die Bezirke der Amtsgerichte Berlin, Charlottenburg, Schöneberg und Tempelhof: 
bei dem Amtsgericht in Tempelhof, 
2. für die Bezirke der Amtsgerichte Königswuſterhauſen und Köpenick: 
bei dem Amtsgericht in Königswuſterhauſen; 


II. im Oberlandesgerichtsbezirk Breslau 


für die Bezirke der Amtsgerichte Gleiwitz und Hindenburg O. S.: 
bei dem Amtsgericht in Gleiwitz; 


III. im Oberlandesgerichtsbezirt Düſſeldorf 
1. für die Bezirke der Amtsgerichte Duisburg, Hamborn und Ruhrort: 
bei dem Amtsgericht in Duisburg, 
2. für die Bezirke der Amtsgerichte Remſcheid-Lennep und Wermelskirchen: 
bei dem Amtsgericht in Wermelskirchen, 
3. für die Bezirke der Amtsgerichte Solingen und Solingen-Ohligs: 
bei dem Amtsgericht in Solingen⸗Ohligs; 
IV. im Oberlandesgerichtsbezirk Köln 
1. für die Bezirke der Amtsgerichte Trier, Neumagen, Saarburg und Perl: 
bei dem Amtsgericht in Trier, 
2, für die Bezirke der Amtsgerichte Hermeskeil und Wadern: 
bei dem Amtsgericht in Wadern, 
3. für die Bezirke der Amtsgerichte Bernkaſtel⸗Cues und Rhaunen: 
bei dem Amtsgericht in Bernkaſtel⸗Cues, 
4. für die Bezirke der Amtsgerichte Bitburg und Neuerburg: 
bei dem Amtsgericht in Bitburg, 
5. für die Bezirke der Amtsgerichte Prüm und Waxweiler: 
bei dem Amtsgericht in Prüm, 
6. für die Bezirke der Amtsgerichte Daun und Hillesheim: 
bei dem Amtsgericht in Daun. 


Berlin, den 15. Auguſt 1933. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 


(Nr. 13969.) Verordnung über das Koſtenweſen im Verfahren zur Regelung der Auszahlung gekün⸗ 
digter Geſchäftsguthaben bei gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften. Vom 15. Auguſt 1933. 


Auf Grund des $ 16 des Geſetzes zur Regelung der Auszahlung gekündigter Geſchäftsgut⸗ 
haben bei gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften vom 20. Juli 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 525) wird 
folgendes verordnet: 

81. 


Für das Verfahren über den Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt werden Gebühren 
und Auslagen nach Maßgabe der folgenden Vorſchriften berechnet. 


Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 55, ausgegeben am 29. 8. 33. 315 


§ 2. 

Für die Gebührenberechnung iſt der Wert des Gegenſtandes maßgebend. Dieſer Wert iſt 
von der Spruchſtelle, im Beſchwerdeverfahren von dem Beſchwerdegericht, unter Berückſichtigung 
der geftellten Anträge nach freiem Ermeſſen feſtzuſetzen. Für das Verfahren vor der Spruchſtelle 
iſt der Wert auf mindeſtens 8 vom Hundert des Betrags feſtzuſetzen, mit dem in der Bilanz für das 
letzte Geſchäftsjahr die Geſchäftsguthaben aller Genoſſen ausgewieſen waren (§ 1 Abſ. 1 Satz 1 
des Geſetzes). 

83. 


(1) Schuldner der bei der Spruchſtelle entſtandenen Gebühren und Auslagen iſt die Genoſſen⸗ 
ſchaft; Schuldner der in der Beſchwerdeinſtanz entſtandenen Gebühren und Auslagen iſt derjenige, 
dem ſie nach der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts auferlegt ſind, in Ermangelung einer ſolchen 
Entſcheidung der Beſchwerdeführer. Die Vorſchriften der SS 2, 4, 5 des Preußiſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes vom 28. Oktober 1922 in der Faſſung des Geſetzes vom 12. April 1923 und der Ver⸗ 
ordnungen vom 18. Dezember 1923, 31. Auguſt 1925 und 7. März 1927 (Geſetzſamml. 1922 
S. 363, 1923 S. 107, 556, 1925 S. 111, 1927 S. 20) finden entſprechende Anwendung. 

(2) Die Beſtimmung im § 8 Abſ. 1 Nr. 5 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes (Gebühren⸗ 
freiheit der gemeinnützigen Baugenoſſenſchaften) findet keine Anwendung. 


§ 4. 

Soweit nicht in dieſer Verordnung beſondere Beſtimmungen über die Fälligkeit getroffen 
ſind, werden die Gebühren bei Beendigung des Verfahrens, die Auslagen bei ihrer Entſtehung 
fällig. Im übrigen richtet ſich die Berechnung und Einziehung der Koſten ſowie das Erinnerungs⸗ 
und Beſchwerdeverfahren über den Koſtenanſatz nach den Vorſchriften, welche für die nach dem 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetze zu erhebenden Gerichtskoſten maßgebend ſind. 


i 8 5. 
Volle Gebühr im Sinne dieſer Verordnung iſt die im § 32 des Preußiſchen Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes beſtimmte Gebühr. Der Mindeſtbetrag einer Gebühr iſt 2 AM. 


§ 6. 
(1) Die volle Gebühr wird erhoben: 
a) für das Verfahren vor der Spruchſtelle, einſchließlich der etwaigen Anordnung und 
Vornahme von Beweisverhandlungen; 
b) für die das Verfahren abſchließende Entſcheidung. 
(2) Fünf Zehnteile der vollen Gebühr werden erhoben für eine einſtweilige Anordnung ge⸗ 
mäß § 4 des Geſetzes vom 20. Juli 1933. 
(3) Wird der Antrag auf Bewilligung einer Zahlungsfriſt zurückgenommen, bevor eine Sach⸗ 
verfügung ergangen iſt, ſo werden fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 


§ 7. 

(1) Für die Entſcheidung, einſchließlich des vorangegangenen Verfahrens in der Beſchwerde— 
inſtanz, wird die volle Gebühr erhoben; richtet ſich die Beſchwerde jedoch gegen eine einſtweilige 
Anordnung der Spruchſtelle, ſo werden nur fünf Zehnteile der vollen Gebühr erhoben. 

(2) Wird die Beſchwerde zurückgenommen, bevor eine Entſcheidung ergangen iſt, wird die 
Hälfte der vorſtehenden Sätze erhoben. 

§ 8. 

Wird vom Beſchwerdegericht eine Sache zur anderweitigen Verhandlung an die Vorinſtanz 
zurückverwieſen, fo gilt die Fortſetzung des Verfahrens in dieſer Inſtanz hinſichtlich der Gebühren⸗ 
erhebung nicht als ein neues Verfahren. 

§ 9. 


Für die Erhebung der Auslagen gelten die Vorſchriften der SS 109 bis 112 und 114 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes. Zur Deckung der baren Auslagen kann von dem Antragſteller 
ein angemeſſener Vorſchuß erhoben werden. 
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8 10. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Sie findet auch auf die ſchon vor⸗ 
her anhängig gewordenen Verfahren Anwendung. i 


Berlin, den 15. Auguſt 1933. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 


(Nr. 13970.) Duüurchführungsverordnung zu dem Geſetze zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerer⸗ 
gewerbe vom 7. Auguſt 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 578). Vom 16. Auguſt 1933. 


Auf Grund von 8 3 des Geſetzes zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe 
vom 7. Auguſt 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 578) verordne ich folgendes: 


§ 1. 
Für die Unterſagung der Ausübung des Verſteigerergewerbes nach § 1 des Geſetzes zur 
Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe ſind zuſtändig: 
1. in den kreisangehörigen Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern je nach der geltenden 
Städteordnung der Magiſtrat oder der Bürgermeiſter zuſammen mit den Beigeordneten; 
2. in den übrigen kreisangehörigen Städten und in den Landgemeinden der Kreisausſchuß; 
3. in den Stadtkreiſen der Stadtausſchuß. 


§ 2. 
Für das vorläufige Verbot der Fortſetzung des Verſteigerergewerbes nach § 2 des Geſetzes 
zur Beſeitigung der Mißſtände im Verſteigerergewerbe ſind die Ortspolizeibehörden zuſtändig. 


§ 3. 

Die nach § 1 zuſtändigen Dienſtſtellen entſcheiden auf Antrag der Ortspolizeibehörden im 
Beſchlußverfahren über die Unterſagung der Ausübung des Verſteigerergewerbes. 

Gegen dieſe Entſcheidung ſteht der Ortspolizeibehörde und dem Verſteigerer die Beſchwerde 
an den Bezirksausſchuß binnen zwei Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung zu. Der Bezirks⸗ 

ausſchuß entſcheidet endgültig. 

f 8 4. i 

Über die Aufrechterhaltung des vorläufigen Verbots der Ortspolizeibehörde (§S 2 Satz 4 
des Geſetzes) entſcheiden die nach 8 1 zuſtändigen Dienſtſtellen endgültig. 


8 5. 
Die Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 16. Auguſt 1933. 
Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit. 


Im Auftrage: 
Römhild. 
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(Nr. 13971.) Polizeiverordnung über das Singen des Deutſchland⸗ und des Horſt⸗Weſſel⸗Liedes. Vom 
18. Auguſt 1933. 

Auf Grund des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. S. 77) in Ver⸗ 
bindung mit 8 8 des Geſetzes zum Schutze der nationalen Symbole vom 19. Mai 1933 (Reichs⸗ 
geſetzbl. 1 S. 285) wird auf Anregung des Reichsminiſters für Volksaufklärung und Propa⸗ 
ganda für das Land Preußen folgende Polizeiverordnung erlaſſen: 


81. 
Das Singen und Spielen des Deutſchland⸗ und des Horſt⸗Weſſel⸗Liedes iſt in Vergnügungs⸗ 
und Gaſtſtätten aller Art verboten. 
Ausnahmen bedürfen der Genehmigung der Ortspolizeibehörde. Die Ausnahmegenehmi⸗ 
gung iſt im allgemeinen 24 Stunden vor Beginn der Veranſtaltung gu beantragen. 


8 2. 

Die Nichtbefolgung des § 1 wird gemäß § 9 Abſ. 2 des Geſetzes zum Schutze der nationalen 
Symbole vom 19. Mai 1933 (Reichsgeſetzbl. I S. 285) mit Geldſtrafe bis zu 150 Noll oder mit 
Haft beſtraft. 

8 3. 


Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. September 1933 in Kraft. 
Berlin, den 18. Auguſt 1933. 
Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage: 
Loehrs. 


(Nr. 13972.) Verordnung, betreffend die Zuſtändigkeit der Kreispolizeibehörden in den vormals waldecki⸗ 
ſchen Kreiſen. Vom 23. Auguſt 1933. 
Auf Grund des 8 3 Abſ. 5 des Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. Juni 1931 (Geſetzſamml. 
S. 77) wird im Benehmen mit dem Preußiſchen Finanzminiſter folgendes beſtimmt: 


851 
In den Landkreiſen der Eder, des Eiſenberges und der Twiſte, Regierungsbezirk Kaſſel, find 
zur Erteilung der baupolizeilichen Erlaubnis — Baugenehmigung — in Ortspolizeibezirken mit 
weniger als 5000 Einwohnern die Kreispolizeibehörden (8 3 Abſ. 2 PVG.) zuſtändig. 
i Unberührt bleiben die im § 27 der Kreisordnung für die Provinz Heſſen⸗Naſſau vom 7. Juni 
1885 (Geſetzſamml. S. 193) enthaltenen Vorſchriften über die Verwaltung der Ortspolizei. 


71 9 8 2. f a 
Dieſe Verordnung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 23. Auguſt 1933. 

Der Preußiſche Miniſter des Innern. 


Im Auftrage: 
Loehrs. 


(Nr. 13973.) Bekanntmachung, betreffend die Auflaſſung in Preußen belegener Grundſtücke vor Amts⸗ 
gerichten und Notaren anderer Länder. Vom 16. Auguſt 1933. 

Auf Grund des 8 4 der Verordnung vom 29. Oktober 1928 (Geſetzſamml. S. 205) über die 

Auflaſſung in Preußen belegener Grundſtücke vor Amtsgerichten und Notaren anderer Länder 

mache ich hiermit bekannt, daß außer den in der Bekanntmachung vom 5. März 1929 (Geſetzſamml. 


Dr. Grunau, lol ten. str. 129% 2 


a en R 30 
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S. 20) aufgeführten nichtpreußiſchen Amtsgerichten und Notaren auch die Amtsgerichte und Notare 
in Anhalt gemäß SS 1 bis 3 der Verordnung vom 29. Oktober 1928 für die Auflaſſung von Grund⸗ 
ſtücken, die in Preußen belegen ſind, zuſtändig ſind. 


Berlin, den 16. Auguſt 1933. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Kerrl. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
(8 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). a 
1. Im Miniſterialblatt für die preußiſche innere Verwaltung 1933 iſt auf Seite 613 die Ver⸗ 
ordnung zur Anderung der Ausführungsbeſtimmungen zum Polizeibeamtengeſetz und zum Schutzpolizei⸗ 
beamtengeſetz vom 8. Mai 1933 veröffentlicht. 
Berlin, den 15. Auguſt 1933. 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


2. Im Miniſterialblatt für die preußiſche innere Verwaltung Nr. 42 vom 9. Auguſt 1933 
S. 929 iſt eine Verordnung über Anderungen der Regelung des Verkehrs mit Raupenkraftfahrzeugen 
veröffentlicht worden, die am 4. Auguſt 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 15. Auguſt 1933. ? 
Preußiſches Miniſterium des Innern. 


3. Im Miniſterialblatt für Wirtſchaft und Arbeit Nr. 20 vom 9. Auguſt 1933 S. 417 iſt eine 
Anordnung des Minifters für Wirtſchaft und Arbeit, des Finanzminiſters, des Miniſters des Innern 
und des Juſtizminiſters über die am 27. Juli 1933 erfolgte Beſtimmung der Niederſächſiſchen Landesbank 
— Girozentrale — in Hannover als Hinterlegungsſtelle gemäß Artikel 85 des Ausführungsgeſetzes zum 
Bürgerlichen Geſetzbuch verkündet worden, die am 10. Auguſt 1933 in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 17. Auguſt 1933. 

Preußiſches Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit. 

4. Im Miniſterialblatt für Wirtſchaft und Arbeit Nr. 17 vom 11. Juli 1933 S. 370 und in den 
Amtsblättern der Regierungen zu Koblenz Stück 27 von 1933, Düſſeldorf Stück 21 vom 1933, Köln 
Stück 21 von 1933, Trier Stück 21 von 1933 und Aachen Stück 21 von 1933 — je Sonderbeilage —, 
ſämtlich ausgegeben am 27. Mai 1933, iſt ein Beſchluß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 


29. Dezember 1932 über die Errichtung des Rheiniſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverbandes unter Feſt⸗ 
ſetzung der Satzung des Verbandes veröffentlicht worden, der am 1. Januar 1933 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 22. Auguſt 1933. f 
Preußiſches Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit. 
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